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1. 	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des 
	 gebilligten Konzernabschlusses sowie des zusammen- 
	 gefassten Lageberichts für die Klöckner & Co SE und den 
	 Konzern für das Geschäftsjahr 2010, des Berichts des 
	 Aufsichtsrats und des erläuternden Berichts des Vorstands 
	 zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 Handels- 
	 gesetzbuch 
Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und den Konzernab-
schluss am 4. März 2011 gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit 
festgestellt. Einer Beschlussfassung durch die Hauptversammlung 
bedarf es daher nicht.

Die vorgenannten Unterlagen sind der Hauptversammlung 
jedoch zugänglich zu machen und daher vom Zeitpunkt der Einbe-
rufung der Hauptversammlung an unter der Internet-Adresse 
www.kloeckner.de/HV2011 abrufbar. Sie liegen darüber hinaus 
von der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäfts-
räumen der Gesellschaft, Am Silberpalais 1, 47057 Duisburg, und 
während der Hauptversammlung im Versammlungssaal zur Ein-
sicht der Aktionäre aus. 

2. 	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
	 des Geschäftsjahres 2010
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der 
Klöckner & Co SE für das Geschäftsjahr 2010 in Höhe von 
EUR 47.351.521,54 wie folgt zu verwenden:
Ausschüttung von EUR 0,30 Dividende je dividendenberechtigter 
Stückaktie

bei 66.500.000 dividenden- 
berechtigten Stückaktien		  EUR 19.950.000,00

Einstellung in die Gewinnrücklagen	 EUR 27.401.521,54

Die Dividende wird voraussichtlich am 23. Mai 2011 ausgezahlt.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
	 des Vorstands für das Geschäftsjahr 2010
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2010 
amtierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlas-
tung zu erteilen.

Klöckner & Co SE
mit Sitz in Duisburg

– ISIN DE000KC01000 –

– Wertpapier-Kenn-Nr. KC0 100 –

Einladung zur 
ordentlichen Hauptversammlung

Sehr geehrte Aktionärinnen

und Aktionäre, wir laden Sie

hiermit ein zur ordentlichen

Hauptversammlung der

Klöckner & Co SE am

Freitag, den 20. Mai 2011,

um 10.30 Uhr im Congress Center

Düsseldorf (CCD Ost),

Messe Düsseldorf,

Stockumer Kirchstraße 61,

40474 Düsseldorf.

Tagesordnung
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4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
	 Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2010
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2010 
amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum 
Entlastung zu erteilen. 

5.	 Wahlen zum Aufsichtsrat
Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder Prof. Dr. Dieter H. Vogel, 
Dr. Michael Rogowski und Frank H. Lakerveld endet mit Ablauf 
der Hauptversammlung am 20. Mai 2011. Der Aufsichtsrat der 
Klöckner & Co SE besteht gemäß Art. 40 Abs. 3 SE-VO i.V.m. § 9 
Abs. 1 der Satzung aus sechs Mitgliedern, die alle von den Aktionä-
ren gewählt werden. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschlä-
ge nicht gebunden.

Auf Vorschlag seines Nominierungsausschusses schlägt der Auf-
sichtsrat vor, die folgenden Kandidaten zu Mitgliedern des Auf-
sichtsrats zu wählen:

(a)	 Herr Dr. Michael Rogowski, Heidenheim, ehem. Vorsitzender 
	 des Vorstands der Voith AG, Heidenheim

(b)	 Frau Hauke Stars, Rüdlingen/Schweiz, Geschäftsführerin der 
	 Hewlett-Packard (Schweiz) GmbH, Dübendorf/Schweiz

(c)	 Herr Prof. Dr. Dieter H. Vogel, Düsseldorf, geschäftsführender 
	 Gesellschafter der Lindsay Goldberg Vogel GmbH, Düsseldorf

Die Wahl erfolgt jeweils für die Zeit bis zur Beendigung der Haupt-
versammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr 
nach Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in 
dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird, längstens je-
doch für sechs Jahre.

Einer Empfehlung des Deutschen Corporate Governance Kodex fol-
gend sollen die Wahlen im Wege der Einzelwahl erfolgen.

Für den Fall seiner Wahl durch die Hauptversammlung beabsich-
tigt Herr Prof. Dr. Dieter H. Vogel, sich bei der anstehenden Wahl 
des Aufsichtsratsvorsitzenden zur Wahl durch den Aufsichtsrat zu 
stellen.

Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG zur Mitgliedschaft in (a) 
anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und (b) vergleich-
baren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsun-
ternehmen:

(a)	 Herr Dr. Michael Rogowski
	 a)	 Voith AG, Vorsitzender des Aufsichtsrats (bis 5. März 2010)
		  HDI V.a.G./Talanx AG, Mitglied des Aufsichtsrats
		  Carl Zeiss AG, Mitglied des Aufsichtsrats
		  Vattenfall Europe AG, Mitglied des Aufsichtsrats

	 b)	 Voith AG, Vorsitzender des Gesellschafterausschusses 
		  (bis 5. März 2010)
		  Freudenberg & Co., stellvertretender Vorsitzender des 
		  Gesellschafterausschusses
		  Deutsche Bank AG, Mitglied des zentralen Beirats
		  Adolf Würth GmbH & Co. KG, Ehrenmitglied des Beirats

(b)	 Frau Hauke Stars
	 a)	 GfK SE, Mitglied des Aufsichtsrats

(c)	 Herr Prof. Dr. Dieter H. Vogel
	 b)	 sevenload GmbH, Mitglied des Aufsichtsrats 
		  (bis 31. Dezember 2010)
		  HSBC Trinkaus & Burkhardt AG, Mitglied des 
		  Verwaltungsrats
		  Ernst & Young AG, Mitglied des Beirats
		  HDI-Gerling-Industrie Versicherung AG, 
		  Mitglied des Beirats
		  Bertelsmann Stiftung, Vorsitzender des Kuratoriums
		  Bertelsmann Verwaltungsgesellschaft mbH, 
		  stellvertretender Vorsitzender des 
		  Gesellschafterausschusses
		  denkwerk GmbH, Mitglied des Beirats



8 Ordentliche Hauptversammlung 2011      Klöckner & Co SE 9

Kurzfassung der Lebensläufe der Kandidaten:

Dr. Michael Rogowski
Dr. Rogowski (Jahrgang 1939) ist Technischer Diplom-Betriebswirt 
(Technische Universität Karlsruhe). Er begann seine berufliche Lauf-
bahn bei der Singer-Gruppe im Jahr 1969. Im Jahr 1974 wechselte 
er zur heutigen Voith GmbH. Dort wurde er im Jahr 1987 Sprecher 
und 1992 Vorstandsvorsitzender. Zwischen 2000 und 2010 war er 
Vorsitzender des Aufsichtsrats und des Gesellschafterausschusses 
der Voith AG. Von 1996 bis 1998 war Dr. Rogowski Präsident des
Verbands Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. und in den 
Jahren 2001 bis 2004 war Dr. Rogowski Präsident des Bundesver-
bands der Deutschen Industrie. Er bekleidet Aufsichtsratsmandate 
u.a. bei HDI V.a.G./Talanx AG und der Carl Zeiss AG.

Hauke Stars
Frau Stars (Jahrgang 1967) ist Diplom-Ingenieurin der Fachrichtung 
Informatik (Universität Magdeburg) und hält einen Master of Sci-
ence der University of Warwick / UK. In den Jahren 1992 bis 2004 
bekleidete sie Führungspositionen im IT-Bereich der Bertelsmann-
Gruppe und in ThyssenKrupp-Konzerngesellschaften. Im Jahr 2004 
wechselte sie zu Hewlett-Packard und wurde dort Direktorin und 
Mitglied der Geschäftsleitung der Hewlett-Packard Nederland B.V. 
und 2007 Geschäftsführerin der Hewlett-Packard (Schweiz) GmbH. 
Frau Stars ist außerdem Mitglied des Aufsichtsrats und Präsidiums 
der GfK SE.

Prof. Dr.-Ing. Dieter H. Vogel
Prof. Vogel (Jahrgang 1941) ist Diplom-Ingenieur (Technische Uni-
versität Darmstadt) und hat an der Technischen Universität Mün-
chen promoviert, wo er 2004 eine Honorarprofessur übernahm.
Nachdem er von 1972 bis 1985 Geschäftsleitungsfunktionen bei 
Bertelsmann, Pegulan und BAT innehatte, wurde er 1986 zum Vor-
stand der Thyssen AG berufen und 1996 zu deren Vorstandsvorsit-
zendem. Ende 1998 machte sich Prof. Vogel als geschäftsführen-
der Gesellschafter der Lindsay Goldberg Vogel GmbH in Düsseldorf 
selbstständig, die in Europa die Interessen des Private-Equity-Fonds 
Lindsay Goldberg vertritt. Prof. Vogel ist u. a. Vorsitzender des 
Kuratoriums der Bertelsmann Stiftung, stv. Vorsitzender des Ge-
sellschafterausschusses von Bertelsmann und Verwaltungsrat der 
HSBC Trinkaus & Burkhardt AG.

Die Lebensläufe der Aufsichtsratsmitglieder sind zugänglich 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.kloeckner.de/de/investor-relations/aufsichtsrat.html

6.	 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und 
	 des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2011 
Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung des Prüfungsausschus-
ses vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, zum 
Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäfts-
jahr 2011 sowie für eine prüferische Durchsicht des verkürzten Ab-
schlusses und des Zwischenlageberichts gemäß §§ 37w Abs. 5, 37y 
Nr. 2 WpHG im Geschäftsjahr 2011 zu bestellen.

7.	 Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung einer 
	 bestehenden sowie die Schaffung einer neuen Ermächti- 
	 gung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld- 
	 verschreibungen mit der Möglichkeit des Bezugsrechts- 
	 ausschlusses
Die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 hat 
den Vorstand zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen ermächtigt. Auf Grundlage dieser Ermächtigung 
hat der Klöckner & Co-Konzern im Dezember 2010 eine Wandel-
schuldverschreibung unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss 
ausgegeben, die ihre Gläubiger (vorbehaltlich eventueller Anpas-
sungen nach Maßgabe der Anleihebedingungen) zum Bezug von bis 
zu 6.650.000 Aktien der Gesellschaft berechtigt. Dies entspricht 
der Hälfte des Bedingten Kapitals 2010. Vorstand und Aufsichtsrat 
halten es für sinnvoll, der Gesellschaft auch weiterhin die Möglich-
keit zu eröffnen, Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss oder auch in einem 
größeren Volumen als 10 % des Grundkapitals auszugeben. Sie hal-
ten es vor diesem Hintergrund für angezeigt, eine neue Ermächti-
gung zu schaffen, die der Gesellschaft weiterhin die dafür erforder-
liche Flexibilität verleiht und insbesondere die erneute Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen unter verein-
fachtem Bezugsrechtsausschluss ermöglicht. Da die von der Haupt-
versammlung am 26. Mai 2010 erteilte Ermächtigung nicht mehr 
flexibel nutzbar ist und insbesondere keinen vereinfachten Bezugs-
rechtsausschluss mehr ermöglicht, halten Vorstand und Aufsichts-
rat es für zweckmäßig, diese Ermächtigung in dem Umfang, in dem 
sie noch nicht ausgenutzt wurde, aufzuheben, und durch eine neue 
Ermächtigung zu ersetzen, die der am 26. Mai 2010 von der Haupt-
versammlung beschlossenen entspricht.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüs-
se zu fassen:

(a)	 Die von der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 
2010 zu Tagesordnungspunkt 7 beschlossene Ermächtigung 
des Vorstands zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
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Die Anleihebedingungen können, auch wenn Schuldverschrei-
bungen durch Konzernunternehmen begeben werden, auch 
eine Pflicht zur Wandlung oder Optionsausübung zum Ende der 
Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt vorsehen.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen zu. Die Schuldverschreibungen kön-
nen auch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 
1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Un-
ternehmen (nachstehend „Finanzinstitut“) oder einem Konsor-
tium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubie-
ten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldver-
schreibungen auszuschließen,

 
–	 sofern sie gegen bar ausgegeben werden und der Vorstand 

nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, 
dass der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathe-
matischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 
der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschrei-
tet. Dies gilt jedoch nur insoweit, als die zur Bedienung der 
mit den Schuldverschreibungen verbundenen Options- 
oder Wandlungsrechte oder -pflichten auszugebenden Ak-
tien insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft im 
Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert ge-
ringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
nicht überschreiten. Auf die 10 %-Grenze ist, mit Ausnah-
me von Aktien, die zur Bedienung von auf der Grundlage 
des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 9 der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 bzw. des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 bzw. des Beschlusses zu 
Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung der Gesell-
schaft vom 26. Mai 2010 ausgegebenen Wandelschuldver-
schreibungen („Altschuldverschreibungen“) dienen, der an-
teilige Betrag am Grundkapital anzurechnen, der auf Aktien 
der Klöckner & Co SE entfällt, die (i) unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausge-
geben oder von der Gesellschaft veräußert werden oder 
(ii) auf die Bezugsrechte aufgrund von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen entfallen, die aufgrund an-
derer Ermächtigungen als den vorstehend genannten wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 

schuldverschreibungen wird in dem Umfang, in dem sie nicht 
im Rahmen der Begebung der Wandelschuldverschreibung im 
Dezember 2010 ausgenutzt wurde, aufgehoben. Die Aufhe-
bung wird erst wirksam, wenn die nachstehend unter Tagesord-
nungspunkt 7 (b) zu beschließende neue Ermächtigung zur Aus-
gabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
beschlossen worden ist und (i) für diesen Beschluss die Anfech-
tungsfrist gemäß § 246 Abs. 1 AktG abgelaufen ist, ohne dass 
eine Klage gegen die Wirksamkeit dieses Beschlusses erhoben 
wurde, oder (ii) im Falle der fristgerechten Erhebung einer sol-
chen Klage, dass die Klage rechtskräftig abgewiesen oder zu-
rückgenommen wurde.

(b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 19. Mai 2016 einmalig 
oder mehrmals, auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen, 
auf den Inhaber lautende Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente (nach-
stehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Gesamt-
nennbetrag von bis zu EUR 750.000.000,00 mit oder ohne 
Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Inhabern von Schuld-
verschreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf insge-
samt bis zu 13.300.000 auf den Namen lautende Stückaktien 
der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital 
von bis zu EUR 33.250.000,00 nach näherer Maßgabe der je-
weiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen (nachstehend 
„Anleihebedingungen“) zu gewähren. Die Schuldverschreibun-
gen können gegen Bar- und/oder Sachleistung ausgegeben wer-
den.

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch in 
der gesetzlichen Währung eines  OECD-Staates – unter Be-
grenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert von max. 
EUR 750.000.000,00 – begeben werden. Sie können auch 
durch Gesellschaften mit Sitz im In- und Ausland begeben wer-
den, an denen die Klöckner & Co SE unmittelbar oder mittel-
bar mit Mehrheit beteiligt ist (nachstehend „Konzernunter-
nehmen“). In diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats für die Klöckner & Co SE die Ga-
rantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den 
Gläubigern von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte 
bzw. den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen Wand-
lungsrechte auf Aktien der Klöckner & Co SE zu gewähren so-
wie weitere für eine erfolgreiche Ausgabe erforderliche Erklä-
rungen abzugeben sowie Handlungen vorzunehmen.
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leihebedingungen kann außerdem bestimmt werden, dass das 
Umtauschverhältnis variabel und der Wandlungspreis anhand 
künftiger Börsenkurse innerhalb einer bestimmten Bandbreite 
zu ermitteln ist. Werden Wandelschuldverschreibungen gegen 
Sachleistung ausgegeben, muss der Wert der jeweiligen Sach-
leistung dem Wandlungspreis, mindestens aber dem gerings-
ten Ausgabebetrag, der jeweils zu gewährenden Aktien ent-
sprechen.

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden 
jeder Optionsschuldverschreibung ein oder mehrere Options-
scheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der 
vom Vorstand festzulegenden Anleihebedingungen zum Be-
zug von Aktien der Klöckner & Co SE berechtigen. Für auf Euro 
lautende, durch die Gesellschaft begebene Optionsschuldver-
schreibungen können die Anleihebedingungen vorsehen, dass 
der nach Maßgabe dieser Ermächtigung festgelegte Options-
preis auch durch Übertragung von Teiloptionsschuldverschrei-
bungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt wer-
den kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je 
Teiloptionsschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, 
darf den Nennbetrag dieser Teiloptionsschuldverschreibung 
nicht übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, 
kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe 
der Anleihebedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum 
Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden.

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis 
muss unbeschadet §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG mindestens 80 % 
des volumengewichteten durchschnittlichen Börsenkurses der 
Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handelssystem der Frank-
furter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system) am Tag der Festsetzung der Konditionen der Schuld-
verschreibungen zwischen Handelsbeginn und dem Zeitpunkt 
der endgültigen Festlegung der Konditionen betragen. 

Der Options- bzw. Wandlungspreis kann unbeschadet von § 9 
Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach 
näherer Bestimmung der Anleihebedingungen wertwahrend 
angepasst werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der 
Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einräumung eines Bezugs-
rechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weite-
re Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den Inha-
bern schon bestehender Options- oder Wandlungsrechte bzw. 
-pflichten hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die Anlei-
hebedingungen können auch für andere Maßnahmen der Ge-

ihrer Ausnutzung unter Ausschluss des Bezugsrechts in di-
rekter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden;

–	 um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnis-
ses ergeben, vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

–	 soweit diese gegen Sachleistung, auch zum Zweck des Er-
werbs von Altschuldverschreibungen oder Forderungen ge-
gen die Gesellschaft oder ein Konzernunternehmen, ausge-
geben werden; und

–	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options-
rechten oder -pflichten oder Gläubigern von Wandlungs-
rechten oder -pflichten, die von der Gesellschaft oder von 
Konzernunternehmen ausgegeben wurden oder werden, 
ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung der Rechte oder Pflichten zustünde.

Die Summe der Aktien, die unter Schuldverschreibungen aus-
zugeben sind, welche auf der Grundlage dieser Ermächtigung 
oder einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegeben werden, darf unter Berücksichtigung sons-
tiger Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung von 
der Gesellschaft unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert 
bzw. ausgegeben werden, einen anteiligen Betrag des Grundka-
pitals von EUR 33.250.000,00 (entsprechend 20 % des derzei-
tigen Grundkapitals) nicht übersteigen.

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhal-
ten die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen das Recht 
bzw., sofern eine Wandlungspflicht vorgesehen ist, überneh-
men sie die Pflicht, ihre Wandelschuldverschreibungen, nach 
näherer Maßgabe der Anleihebedingungen, in Aktien der Ge-
sellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich 
aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschrei-
bung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie 
der Gesellschaft. Die Anleihebedingungen können auch vor-
sehen, dass sich das Umtauschverhältnis aus der Division des 
Ausgabebetrags durch den festgesetzten Wandlungspreis für 
eine Aktie der Gesellschaft ergibt, sofern der Ausgabebetrag 
unter dem Nennbetrag liegt. Das Umtauschverhältnis kann in 
jedem Fall auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden. 
Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammen-
gelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden; ferner kann die 
Leistung einer baren Zuzahlung vorgesehen werden. In den An-
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die Ausgabe der Wandelschuldverschreibung im Dezember 2010 
nicht ausgenutzt wurde, aufgehoben werden. Daher soll auch das 
Bedingte Kapital 2010 aufgehoben werden, soweit es nicht benö-
tigt wird, um den Gläubigern der im Dezember 2010 ausgegebenen 
Wandelschuldverschreibung Aktien der Gesellschaft zu gewähren. 
Die im Dezember 2010 ausgegebene Wandelschuldverschreibung 
berechtigt ihre Gläubiger (vorbehaltlich eventueller Anpassun-
gen nach Maßgabe der Anleihebedingungen) zum Bezug von bis zu 
6.650.000 Aktien der Gesellschaft, was bis zu EUR 16.625.000,00 
des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Ausgabe der 
Wandelschuldverschreibung entspricht. Somit kann das Beding-
te Kapital 2010 in der verbleibenden Höhe von EUR 16.625.000,00 
aufgehoben werden.

Zur Ausgabe von Aktien an die Gläubiger von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen, die gemäß der unter Tagesord-
nungspunkt 7 neu zu schaffenden Ermächtigung ausgegeben wer-
den, sowie zur Ausgabe von Aktien an Gläubiger von Altschuldver-
schreibungen (wie unter Tagesordnungspunkt 7 definiert) für den 
Fall einer Anpassung des Wandlungsverhältnisses soll ferner ein 
neues bedingtes Kapital geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu be-
schließen:

8.1	 Teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2010 
	 und Satzungsänderung
(a) 	Das von der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 

2010 unter Tagesordnungspunkt 8 beschlossene Bedingte Ka-
pital 2010 wird in Höhe von EUR 16.625.000,00 aufgehoben 
und dahingehend angepasst, dass das Grundkapital der Gesell-
schaft nur noch um bis zu EUR 16.625.000,00 durch Ausgabe 
von 6.650.000 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt 
erhöht ist.

(b)	 § 4 Abs. 5 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt 
neu gefasst:

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 
16.625.000,00 durch Ausgabe von bis zu 6.650.000 neuen, auf 
den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab 
Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht.“

(c)	 Der Vorstand wird angewiesen, die Änderung von § 4 Abs. 5 
Satz 1 der Satzung nur zur Eintragung in das Handelsregis-
ter der Gesellschaft anzumelden, wenn die Hauptversamm-

sellschaft, die zu einer Verwässerung des Wertes der Options- 
bzw. Wandlungsrechte oder ‑pflichten führen können, eine 
wertwahrende Anpassung des Options- bzw. Wandlungsprei-
ses vorsehen. 

Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft 
vorsehen, im Falle der Optionsausübung bzw. der Wandlung 
keine Aktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag zu zah-
len. Die Anleihebedingungen können ferner der Gesellschaft 
das Recht einräumen, den Gläubigern von Schuldverschreibun-
gen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geld-
betrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Die Erfüllung 
der Bezugs- bzw. Wandlungsrechte der Inhaber von Schuldver-
schreibungen bzw. die Erfüllung von Ansprüchen nach erfolg-
ter Pflichtwandlung oder Pflichtoptionsausübung kann im Üb-
rigen durch Hingabe von eigenen Aktien der Gesellschaft sowie 
durch Ausgabe von neuen Aktien aus einem bestehenden und/
oder zu einem späteren Zeitpunkt zu beschließenden geneh-
migten Kapital oder einem zu einem späteren Zeitpunkt zu be-
schließenden bedingten Kapital und/oder einer ordentlichen 
Kapitalerhöhung erfolgen.

Der Vorstand wird ermächtigt, die genaue Berechnung des ex-
akten Options- oder Wandlungspreises sowie die weiteren Ein-
zelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschrei-
bungen sowie die Anleihebedingungen festzusetzen bzw. im 
Einvernehmen mit den Organen des die Schuldverschreibun-
gen begebenden Konzernunternehmens festzulegen, insbeson-
dere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Bezugs- 
bzw. Umtauschverhältnis, Begründung einer Wandlungs- bzw. 
Optionsausübungspflicht, Festlegung einer baren Zuzahlung, 
Ausgleich oder Zusammenlegung von Spitzen, Barzahlung statt 
Lieferung von Aktien, Lieferung existierender statt Ausgabe 
neuer Aktien sowie Options- bzw. Wandlungszeitraum. 

8.	 Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung des 
	 Bedingten Kapitals 2010, die Schaffung eines 
	 bedingten Kapitals 2011 und Satzungsänderung
Das Bedingte Kapital 2010 dient ausschließlich der Gewährung von 
neuen Aktien an Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen, die vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
gemäß der von der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. 
Mai 2010 zu Tagesordnungspunkt 7 beschlossenen Ermächtigung 
zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibun-
gen ausgegeben werden. Diese Ermächtigung soll gemäß vorste-
hendem Tagesordnungspunkt 7 in dem Umfang, in dem sie durch 
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–	 bei Ausgabe der neuen Aktien an Gläubiger von Wandel-
schuldverschreibungen, die auf der Grundlage des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 9 der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 ausgegeben 
wurden, dem nach Maßgabe dieser Ermächtigung festge-
legten Wandlungspreis;

–	 bei Ausgabe der neuen Aktien an Gläubiger von Wandel-
schuldverschreibungen, die auf der Grundlage des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 ausgegeben wurden, 
dem nach Maßgabe dieser Ermächtigung festgelegten 
Wandlungspreis;

–	 bei Ausgabe der neuen Aktien an Gläubiger von Wandel-
schuldverschreibungen, die auf der Grundlage des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 ausgegeben wurden, 
dem nach Maßgabe dieser Ermächtigung festgelegten 
Wandlungspreis.

Soweit Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ge-
mäß der vorstehend beschriebenen Ermächtigung von der Ge-
sellschaft oder einem Konzernunternehmen zum Zweck des 
Erwerbs von Wandelschuldverschreibungen begeben werden, 
die auf der Grundlage des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 
9 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 
bzw. des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 bzw. des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 26. Mai 2010 ausgegeben wurden, werden 
die neuen Aktien aus dem bedingten Kapital gegen Einlage der 
jeweiligen (Teil-) Wandelschuldverschreibung durch den jewei-
ligen Inhaber dieser einzubringenden (Teil-) Wandelschuldver-
schreibung als Sacheinlage ausgegeben. Die Anzahl der gegen 
Einlage der jeweiligen (Teil-)Wandelschuldverschreibung auszu-
gebenden Aktien ergibt sich aus dem aufgrund der vorstehend 
beschriebenen Ermächtigung festgelegten Umtauschverhältnis.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, 
wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Bezugs- bzw. Wandlungs-
rechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder die zur 
Wandlung oder Optionsausübung verpflichteten Inhaber ihre 
Pflicht zur Wandlung oder Optionsausübung erfüllen und so-
weit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder 
aus einem anderen bedingten oder aus einem genehmigtem 

lung der Gesellschaft gemäß Tagesordnungspunkt 7 der Haupt-
versammlung vom 20. Mai 2011 die teilweise Aufhebung der 
Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen gemäß Beschluss der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 zu Tagesordnungs-
punkt 7 und die Schaffung einer neuen Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
beschlossen hat und (i) für diese Beschlüsse die Anfechtungs-
frist gemäß § 246 Abs. 1 AktG abgelaufen ist, ohne dass eine 
Klage gegen die Wirksamkeit dieser Beschlüsse erhoben wurde, 
oder (ii) im Falle der fristgerechten Erhebung einer solchen Kla-
ge, dass die Klage rechtskräftig abgewiesen oder zurückgenom-
men wurde.

8.2	Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 
	 und Satzungsänderung
(a) 	Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 

EUR 33.250.000,00 durch Ausgabe von bis zu 13.300.000 neu-
en, auf den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberechti-
gung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt er-
höht.

Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Aktien zur Er-
füllung von Bezugs- und/oder Wandlungsrechten und/oder 
-pflichten der Inhaber von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen, die gemäß der Ermächtigung der Haupt-
versammlung der Gesellschaft vom 20. Mai 2011 unter 
Tagesordnungspunkt 7 von der Gesellschaft oder einem Kon-
zernunternehmen begeben werden.

Das bedingte Kapital dient ferner zur Ausgabe von Aktien an 
Gläubiger von Altschuldverschreibungen (wie unter Tagesord-
nungspunkt 7 definiert) für den Fall einer Anpassung des Wand-
lungsverhältnisses.

Der Ausgabebetrag der neuen Aktien entspricht

–	 bei Ausgabe der neuen Aktien zur Erfüllung von Bezugs- 
und/oder Wandlungsrechten und/oder -pflichten der Inha-
ber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, 
die gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 20. Mai 2011 unter Tagesordnungspunkt 
7 von der Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen 
begeben werden, dem nach Maßgabe dieser Ermächtigung 
jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreis;
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–	 bei Ausgabe der neuen Aktien an Gläubiger von Wandel-
schuldverschreibungen, die auf der Grundlage des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 ausgegeben wurden, 
dem nach Maßgabe dieser Ermächtigung festgelegten 
Wandlungspreis.

Das bedingte Kapital dient ferner zur Ausgabe von Akti-
en an Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, die auf 
der Grundlage des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 9 der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 bzw. 
des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 bzw. des Beschlusses 
zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung der Gesell-
schaft vom 26. Mai 2010 ausgegeben wurden für den Fall einer 
Anpassung des Wandlungsverhältnisses.

Soweit Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ge-
mäß der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesell-
schaft vom 20. Mai 2011 unter Tagesordnungspunkt 7 von der 
Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen zum Zweck des 
Erwerbs von Wandelschuldverschreibungen begeben werden, 
die auf der Grundlage des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 
9 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 
bzw. des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 bzw. des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 26. Mai 2010 ausgegeben wurden, werden 
die neuen Aktien aus dem bedingten Kapital gegen Einlage der 
jeweiligen (Teil-)Wandelschuldverschreibung durch den jewei-
ligen Inhaber dieser einzubringenden (Teil-)Wandelschuldver-
schreibung als Sacheinlage ausgegeben. Die Anzahl der gegen 
Einlage der jeweiligen (Teil-) Wandelschuldverschreibung aus-
zugebenden Aktien ergibt sich aus dem aufgrund der Ermäch-
tigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Mai 
2011 unter Tagesordnungspunkt 7 festgelegten Umtauschver-
hältnis.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, 
wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Bezugs- bzw. Wandlungs-
rechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder die zur 
Wandlung oder Optionsausübung verpflichteten Inhaber ihre 
Pflicht zur Wandlung oder Optionsausübung erfüllen und so-
weit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder 
aus einem anderen bedingten Kapital oder aus einem geneh-
migten Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt 

Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. 
Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen 
(Bedingtes Kapital 2011). 

(b) 	Die bisherigen Absätze 6 bis 8  des § 4 der Satzung der Gesell-
schaft werden zu Absätzen 8 bis 10 und § 4 wird um einen neu-
en Absatz 6 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 
EUR 33.250.000,00 durch Ausgabe von bis zu 13.300.000 neu-
en, auf den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberechti-
gung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt er-
höht.

Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Aktien zur Er-
füllung von Bezugs- und/oder Wandlungsrechten und/oder 
-pflichten der Inhaber von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen, die gemäß der Ermächtigung der Haupt-
versammlung der Gesellschaft vom 20. Mai 2011 unter 
Tagesordnungspunkt 7 von der Gesellschaft oder einem Kon-
zernunternehmen begeben werden.

Der Ausgabebetrag der neuen Aktien entspricht

–	 bei Ausgabe der neuen Aktien zur Erfüllung von Bezugs- 
und/oder Wandlungsrechten und/oder -pflichten der Inha-
ber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, 
die gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 20. Mai 2011 unter Tagesordnungspunkt 
7 von der Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen 
begeben werden, dem nach Maßgabe dieser Ermächtigung 
jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreis;

–	 bei Ausgabe der neuen Aktien an Gläubiger von Wandel-
schuldverschreibungen, die auf der Grundlage des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 9 der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 ausgegeben 
wurden, dem nach Maßgabe dieser Ermächtigung festge-
legten Wandlungspreis;

–	 bei Ausgabe der neuen Aktien an Gläubiger von Wandel-
schuldverschreibungen, die auf der Grundlage des Be-
schlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 ausgegeben wurden, 
dem nach Maßgabe dieser Ermächtigung festgelegten 
Wandlungspreis;
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Der Vorstand hat sich in seiner ergänzenden Erklärung zu den Ta-
gesordnungspunkten 7, 8 und 10 vom 4. Mai 2010 (zugänglich 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.kloeckner.de/
HV2011) darüber hinausgehend verpflichtet, das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2010 insge-
samt – also auch bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen – nicht 
auszuschließen, soweit dies zur Ausgabe von Aktien der Gesell-
schaft führen würde, deren anteiliger Betrag am Grundkapital ins-
gesamt 20 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Haupt-
versammlung am 26. Mai 2010 oder, wenn dieser Betrag niedriger 
ist, zum Zeitpunkt der Ausnutzung der jeweiligen Ermächtigung be-
stehenden Grundkapitals übersteigt.

Zur Umsetzung der vorgenannten Änderungen sollen die Ermäch-
tigungen zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss sowie zum 
Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Sach-
einlagen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2010 aufgehoben 
und neu geschaffen werden. Die übrigen Ermächtigungen zum Aus-
schluss des Bezugsrechts, die im Rahmen des Genehmigten Kapi-
tals 2010 erteilt wurden – also die Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts zum Ausgleich von Spitzenbeträgen und die Er-
mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zur Gewährung von 
Aktien an die Inhaber von Optionsrechten oder -pflichten oder die 
Gläubiger von Wandlungsrechten oder -pflichten, die von der Ge-
sellschaft oder von Konzernunternehmen ausgegeben wurden – 
sollen hingegen bestehen bleiben.

Auch im Übrigen soll das Genehmigte Kapital 2010 unverändert 
bleiben.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu be-
schließen:

9.1	 Aufhebung von Ermächtigungen zum 
	 Bezugsrechtsausschluss im Genehmigten Kapital 2010 

Die folgenden beiden Ermächtigungen zum Ausschluss des Be-
zugsrechts, die die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 
26. Mai 2010 zu Tagesordnungspunkt 10 Buchstabe a) zweiter 
Unterabsatz im Rahmen des von der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 26. Mai 2010 zu Tagesordnungspunkt 10 be-
schlossenen genehmigten Kapitals beschlossen hat, werden 
aufgehoben:

–	 Die Ermächtigung zum sogenannten vereinfachten Aus-
schluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, 
die von der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. 

werden. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten 
der Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzuset-
zen (Bedingtes Kapital 2011).“

9.	 Beschlussfassung über die Aufhebung von Ermächtigun- 
	 gen zum Ausschluss des Bezugsrechts im Genehmigten 
	 Kapital 2010, die Schaffung neuer Ermächtigungen zum 
	 Bezugsrechtsausschluss im Genehmigten Kapital 2010 
	 und Satzungsänderung
Die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 hat 
den Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Grundkapital bis zum 25. Mai 2015 einmalig oder mehrmals um bis 
zu insgesamt EUR 83.125.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinla-
gen durch Ausgabe von bis zu 33.250.000 neuen, auf den Namen 
lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2010).

Das Genehmigte Kapital 2010 wurde bisher nicht ausgenutzt. Der 
Klöckner & Co-Konzern hat im Dezember 2010 – also während der 
Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2010 – auf Grundlage der Er-
mächtigung zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 26. Mai 2010 eine Wandelschuldverschreibung 
unter vereinfachtem Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben. Die-
se Wandelschuldverschreibung berechtigt ihre Gläubiger zum Be-
zug von Aktien der Gesellschaft, auf die bis zu 10 % des Grund-
kapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Entscheidung des 
Vorstands über die Ausgabe der Wandelschuldverschreibung ent-
fallen. Da diese Aktien auf die 10 %-Grenze des vereinfachten Be-
zugsrechtsausschlusses im Genehmigten Kapital 2010 anzurechnen 
sind, kann das Genehmigte Kapital 2010 nicht mehr für eine Kapi-
talerhöhung unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss verwen-
det werden und ist infolgedessen nicht mehr flexibel nutzbar.

Um der Gesellschaft weiterhin die Möglichkeit zu eröffnen, auch 
kurzfristig das Grundkapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre zu erhöhen, halten es Vorstand und Aufsichtsrat vor die-
sem Hintergrund für sinnvoll, die im Genehmigten Kapital 2010 
enthaltene, aber nach Ausgabe der Wandelschuldverschreibung im 
Dezember 2010 nicht mehr nutzbare Ermächtigung zum verein-
fachten Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
im Genehmigten Kapital 2010 aufzuheben und das Genehmigte 
Kapital 2010 um eine neue Ermächtigung zum vereinfachten Be-
zugsrechtsausschluss zu ergänzen. Diese soll inhaltlich weitgehend 
der Ermächtigung zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss im 
Genehmigten Kapital 2010 entsprechen, jedoch diejenigen Aktien, 
die aufgrund der im Dezember 2010 ausgegebenen Wandelschuld-
verschreibung auszugeben sind, ebenfalls von der Anrechnung auf 
die 10 %-Grenze des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausnehmen.
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gültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vor-
stand nicht wesentlich unterschreitet. Auf die 10 %-Gren-
ze ist, mit Ausnahme von Aktien, die zur Bedienung von 
auf der Grundlage des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 
9 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 
2007 bzw. des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 
bzw. des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Haupt-
versammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 ausgege-
benen Wandelschuldverschreibungen dienen, der anteilige 
Betrag am Grundkapital anzurechnen, der auf Aktien der 
Klöckner & Co SE entfällt, die (i) unter Ausschluss des Be-
zugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bis zum Zeit-
punkt seiner Ausnutzung ausgegeben oder von der Ge-
sellschaft veräußert werden, oder (ii) auf die Bezugsrechte 
aufgrund von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen entfallen, die aufgrund anderer Ermächtigungen als 
der vorstehend genannten während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bis zum Zeit-
punkt seiner Ausnutzung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in direkter oder entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden; und

–	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, wobei für 
diesen Fall der Ausschluss des Bezugsrechts auf maximal 
20 % des Grundkapitals der Gesellschaft im Zeitpunkt 
der Beschlussfassung der Hauptversammlung über die-
se Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts  bzw. 
– sofern dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung des Vorstands über die Ausnutzung dieser 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts begrenzt 
ist. 

Die Summe der Aktien, die nach dem Genehmigten Kapital 
2010 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, 
darf unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, 
die nach dem 20. Mai 2011 von der Gesellschaft unter Aus-
schluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben werden 
bzw. aufgrund von nach dem 20. Mai 2011 unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen auszugeben sind, einen anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von EUR 33.250.000,00 (entsprechend 20 % 
des derzeitigen Grundkapitals) nicht übersteigen.

Mai 2010 zu Tagesordnungspunkt 10 Buchstabe a), zweiter 
Unterabsatz, zweiter Spiegelstrich beschlossen wurde; und

–	 die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Ka-
pitalerhöhung gegen Sacheinlagen, die von der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 zu Tagesord-
nungspunkt 10 Buchstabe a), zweiter Unterabsatz, vierter 
Spiegelstrich beschlossen wurde.

Der Vorstand wird angewiesen, den vorstehenden Beschluss 
nur zur Eintragung in das Handelsregister der Gesellschaft an-
zumelden, wenn die Hauptversammlung der Gesellschaft die 
Schaffung der neuen Ermächtigungen zum Bezugsrechtsaus-
schluss im Genehmigten Kapital 2010 gemäß Tagesordnungs-
punkt 9.2 der Hauptversammlung vom 20. Mai 2011 beschlos-
sen hat und für diesen Beschluss (i) die Anfechtungsfrist gemäß 
§ 246 Abs. 1 AktG abgelaufen ist, ohne dass eine Klage gegen 
die Wirksamkeit des Beschlusses erhoben wurde, oder (ii) im 
Falle der fristgerechten Erhebung einer solchen Klage, die Kla-
ge rechtskräftig abgewiesen wurde oder das Gericht auf Antrag 
der Gesellschaft durch rechtskräftigen Beschluss festgestellt 
hat, dass die Erhebung der Klage der Eintragung des Beschlus-
ses nicht entgegensteht und/oder Mängel des Beschlusses die 
Wirkung der Eintragung unberührt lassen.

9.2	Schaffung neuer Ermächtigungen zum 
	 Bezugsrechtsausschluss im Genehmigten Kapital 2010

Das von der Hauptversammlung vom 26. Mai 2010 zu Tages-
ordnungspunkt 10 beschlossene genehmigte Kapital wird um 
die folgenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugs-
rechts ergänzt:

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

–	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und 
der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausge-
schlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 
Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung über diese Ermächtigung zum Aus-
schluss des Bezugsrechts bzw. – sofern dieser Wert geringer 
ist – im Zeitpunkt der Beschlussfassung des Vorstands über 
die Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt 
und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der end-
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ter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden;“

(b)	 Der vierte Spiegelstrich des § 4 Absatz 5a (neu Absatz 7) 
Satz 4 der Satzung der Gesellschaft wird unter Streichung 
des bisherigen Wortlauts wie folgt neu gefasst:

–	 „bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, wobei für 
diesen Fall der Ausschluss des Bezugsrechts auf maxi-
mal 20 % des Grundkapitals der Gesellschaft im Zeit-
punkt der Beschlussfassung bzw. – sofern dieser Wert 
geringer ist – im Zeitpunkt der Beschlussfassung des 
Vorstands über die Ausnutzung dieser Ermächtigung 
begrenzt ist.“ 

(c)	 In § 4 Absatz 5a (neu Absatz 7) der Satzung der Gesell-
schaft wird ein neuer Satz 5 mit folgendem Wortlaut einge-
fügt:

„Die Summe der Aktien, die nach dieser Ermächtigung un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, darf 
unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, 
die nach dem 20. Mai 2011 von der Gesellschaft unter Aus-
schluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben wer-
den bzw. aufgrund von nach dem 20. Mai 2011 unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegebenen Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen auszugeben sind, einen an-
teiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 33.250.000,00 
(entsprechend 20 % des derzeitigen Grundkapitals) nicht 
übersteigen.“

10. 	Beschlussfassung über die Billigung des 
	 Vergütungssystems der Vorstandsmitglieder
Der Aufsichtsrat hat im Geschäftsjahr 2010 das Vergütungssystem 
für die Mitglieder des Vorstands vollständig an die Vorgaben des 
Gesetzes zur Angemessenheit der Vorstandsvergütung (VorstAG) 
angepasst. Wie im Vorjahr bereits angekündigt, soll daher in die-
sem Jahr von der durch das VorstAG neu eingeführten Möglichkeit 
Gebrauch gemacht werden, die Hauptversammlung über die Billi-
gung des Systems der Vergütung der Vorstandsmitglieder beschlie-
ßen zu lassen. Das Vergütungssystem ist im Vergütungsbericht für 
das Geschäftsjahr 2010, der sich im Geschäftsbericht auf den Sei-
ten 51 bis 55 findet, ausführlich erläutert.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, das gegenwärtige System 
zur Vergütung der Vorstandsmitglieder zu billigen.

Im Übrigen bleibt das von der Hauptversammlung vom 26. Mai 
2010 zu Tagesordnungspunkt 10 beschlossene genehmigte Ka-
pital unverändert.

9.3	Satzungsänderung
§ 4 Absatz 5a der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt 
geändert und der so geänderte Absatz 5a wird zu Absatz 7 des 
§ 4 der Satzung, die bisherigen Absätze 6 bis 8 von § 4 werden 
zu Absätzen 8 bis 10:

(a)	 Der zweite Spiegelstrich des § 4 Absatz 5a (neu Absatz 7) 
Satz 4 der Satzung der Gesellschaft wird unter Streichung 
des bisherigen Wortlauts wie folgt neu gefasst: 

–	 „wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt 
und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht 
ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige 
Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung bzw. – sofern dieser Wert geringer 
ist – im Zeitpunkt der Beschlussfassung des Vorstands 
über die Ausnutzung dieser Ermächtigung vorhandenen 
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag 
der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-
notierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Fest-
legung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht 
wesentlich unterschreitet. Auf die 10 %-Grenze ist, mit 
Ausnahme von Aktien, die zur Bedienung von auf der 
Grundlage des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 9 
der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 
2007 bzw. des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 7 
der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 
2009 bzw. des Beschlusses der Hauptversammlung zu 
Tagesordnungspunkt 7 der Gesellschaft vom 26. Mai 
2010 ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen 
dienen, der anteilige Betrag am Grundkapital anzurech-
nen, der auf Aktien der Klöckner & Co SE entfällt, die 
unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeit-
punkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder von der Ge-
sellschaft veräußert werden, oder auf die Bezugsrechte 
aufgrund von Options- und/ oder Wandelschuldver-
schreibungen entfallen, die aufgrund anderer Ermäch-
tigungen als der vorstehend genannten während dieses 
Zeitraums unter Ausschluss des Bezugsrechts in direk-
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Vorstand soll darüber hinaus mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
berechtigt sein, in den nachfolgend aufgeführten Fällen das gesetz-
liche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen.

-	 Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbe-
träge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung 
durch volle Beträge. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist sinnvoll 
und in der Praxis üblich, weil die Kosten eines Bezugsrechts-
handels bei Spitzenbeträgen regelmäßig in keinem angemes-
senen Verhältnis zu den damit verbundenen Vorteilen für die 
Aktionäre stehen. Der Verwässerungseffekt hält sich aufgrund 
der Beschränkung auf Spitzenbeträge in vernachlässigenswer-
ten Grenzen. Die insoweit vom Bezugsrecht ausgeschlossenen 
Schuldverschreibungen werden bestmöglich verwertet.

-	 Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von in 
der Vergangenheit ausgegebenen oder zukünftig eventuell aus-
zugebenden Schuldverschreibungen dient dazu, deren Inhaber 
so zu stellen, als hätten sie von ihren Rechten aus den Schuld-
verschreibungen bereits Gebrauch gemacht und seien bereits 
Aktionäre. Durch diesen Verwässerungsschutz wird verhindert, 
dass möglicherweise der Options- bzw. Wandlungspreis für die 
bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen ermäßigt werden 
müsste. Der Ausgabebetrag für die neuen Aktien muss jeweils 
mindestens 80 % des zeitnah zur Ausgabe der Schuldverschrei-
bungen ermittelten Börsenkurses entsprechen.

-	 Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden können, um 
die Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen auszugeben. 
Dies eröffnet der Gesellschaft die Möglichkeit, beim Erwerb 
von Vermögensgegenständen flexibel, schnell und zugleich li-
quiditätsschonend handeln zu können. Die Möglichkeit, Schuld-
verschreibungen als Gegenleistung anbieten zu können, kann 
etwa bei einem Erwerb von seitens des Klöckner & Co-Kon-
zerns ausgegebenen Finanzierungsinstrumenten oder gegen die 
Gesellschaft oder ein Konzernunternehmen gerichteten For-
derungen gegen Ausgabe neuer Schuldverschreibungen maß-
geblich zur Optimierung der Finanzierungsstruktur der Gesell-
schaft beitragen. Ferner wird die Flexibilität eröffnet, sonstige 
Vermögensgegenstände, wie z. B. Unternehmensbeteiligungen, 
gegen Ausgabe von Schuldverschreibungen zu erwerben. 

	
Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen 
Sachleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

Bericht an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 7
Der Vorstand erstattet gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 
4, Abs. 4 Satz 2 AktG den nachfolgenden Bericht zu Punkt 7 der Ta-
gesordnung über die Gründe für die vorgeschlagene Ermächtigung, 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen (nachstehend 
„Schuldverschreibungen“) unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgeben zu dürfen.

Auch dieser Bericht ist ab der Einberufung der Hauptversamm-
lung unter der Internet-Adresse www.kloeckner.de/HV2011 zu-
gänglich. Er liegt darüber hinaus in den Geschäftsräumen der Ge-
sellschaft, Am Silberpalais 1, 47057 Duisburg, sowie während der 
Dauer der Hauptversammlung im Versammlungssaal zur Einsicht-
nahme aus. Der Bericht hat folgenden Inhalt:

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Schuld-
verschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 750.000.000,00 soll die Möglichkeiten der Klöckner & Co SE 
zur Finanzierung ihrer Aktivitäten erweitern und der Gesellschaft 
insbesondere bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbedingungen den 
Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden flexiblen und 
zeitnahen Finanzierung eröffnen.

Die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 hatte 
den Vorstand zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen ermächtigt. Auf Grundlage dieser Ermächtigung 
hat der Klöckner & Co-Konzern im Dezember 2010 eine Wandel-
schuldverschreibung unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss 
ausgegeben, die ihre Gläubiger (vorbehaltlich eventueller Anpas-
sungen nach Maßgabe der Anleihebedingungen) zum Bezug von 
bis zu 6.650.000 Aktien der Gesellschaft berechtigt. Da die von 
der Hauptversammlung am 26. Mai 2010 erteilte Ermächtigung 
nicht mehr flexibel nutzbar ist und insbesondere keinen vereinfach-
ten Bezugsrechtsausschluss mehr ermöglicht, halten Vorstand und 
Aufsichtsrat es für zweckmäßig, diese Ermächtigung in dem Um-
fang, in dem sie noch nicht ausgenutzt wurde, aufzuheben, und 
durch eine neue Ermächtigung zu ersetzen, die der am 26. Mai 2010 
von der Hauptversammlung beschlossenen entspricht.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein gesetzliches Bezugsrecht 
auf die Schuldverschreibungen zu. Um die Abwicklung zu erleich-
tern, kann vorgesehen werden, dass die Schuldverschreibungen an 
ein Kredit- oder Finanzinstitut oder ein Konsortium solcher Institu-
te mit der Verpflichtung ausgegeben werden, die Schuldverschrei-
bungen den Aktionären entsprechend ihrer bisherigen Beteiligungs-
quote zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Der 
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in geeigneter Form bestätigen, dass eine nennenswerte Ver-
wässerung des Anteilswertes nicht zu erwarten ist. Unabhän-
gig von der Prüfung durch den Vorstand ist eine marktgerech-
te Konditionenfestsetzung, wie bereits erwähnt, im Falle der 
Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens gewährleistet. 
Eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien durch 
den Bezugsrechtsausschluss tritt somit nicht ein. Diese Art des 
Bezugsrechtsausschlusses ist außerdem auf Schuldverschrei-
bungen mit Rechten auf Aktien mit einem Anteil von höchstens 
10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung beschränkt. In diesem Rahmen hält 
es der Gesetzgeber den Aktionären für zumutbar, ihre Betei-
ligungsquote durch Käufe am Markt aufrechtzuerhalten. Auf 
diese 10 %-Grenze ist, mit Ausnahme von Aktien, die zur Be-
dienung von auf der Grundlage des Beschlusses zu Tagesord-
nungspunkt 9 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 
20. Juni 2007, des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 oder 
des Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft vom 26. Mai 2010 ausgegebenen Wan-
delschuldverschreibungen dienen, der anteilige Betrag am 
Grundkapital anzurechnen, der auf Aktien der Gesellschaft ent-
fällt, die (i) unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer 
Ausnutzung ausgegeben oder von der Gesellschaft veräußert 
werden oder (ii) auf die Bezugsrechte aufgrund von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen entfallen, die auf-
grund anderer Ermächtigungen als der vorstehend genannten 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 
ihrer Ausnutzung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter 
oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden. Dadurch wird sichergestellt, dass die ge-
setzlich zulässige Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals für 
einen solchen erleichterten Bezugsrechtsausschluss (§ 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG) nicht überschritten wird. 

Ferner darf die Summe der Aktien, die unter Schuldverschrei-
bungen auszugeben sind, welche nach dieser oder einer ande-
ren Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
werden, zusammen mit anderen während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen oder 
veräußerten Aktien einen anteiligen Betrag des Grundkapitals von 
EUR 33.250.000,00 (entsprechend 20 % des derzeitigen Grundka-
pitals) nicht übersteigen.  

Gebrauch machen wird und wird dies nur dann tun, wenn dies 
unter Abwägung aller Gesichtspunkte im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre liegt. Insbesondere wird er sicher-
stellen, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem Wert der Schuldverschreibungen steht. 

-	 Das Bezugsrecht der Aktionäre soll ferner ausgeschlossen wer-
den können, wenn die Ausgabe der Schuldverschreibungen 
gegen Barzahlung zu einem Ausgabebetrag erfolgt, der den 
nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermit-
telten theoretischen Marktwert dieser Anleihen nicht wesent-
lich unterschreitet. Dadurch erhält die Gesellschaft die Mög-
lichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell 
zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Kondi-
tionen bessere Bedingungen von Zinssatz und Options- bzw. 
Wandlungspreis der Schuldverschreibungen zu erreichen. Dies 
wäre bei Wahrung der gesetzlichen Bezugsrechte nicht mög-
lich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung 
des Bezugspreises (und bei Schuldverschreibungen der Kondi-
tionen) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der 
Volatilität an den Aktienmärkten würde aber das über mehrere 
Tage bestehende Marktrisiko zu Sicherheitsabschlägen bei der 
Festlegung der Konditionen der Schuldverschreibung und so-
mit zu weniger marktnahen Konditionen führen. Ferner ist bei 
Wahrung der gesetzlichen Bezugsrechte wegen der Ungewiss-
heit ihrer Ausübung die erfolgreiche Platzierung der Schuldver-
schreibungen bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen Auf-
wendungen verbunden. Schließlich hindert die Länge der bei 
Wahrung der gesetzlichen Bezugsrechte einzuhaltenden Min-
destbezugsfrist von zwei Wochen die Reaktion auf günstige 
bzw. ungünstige Marktverhältnisse, was zu einer nicht optima-
len Kapitalbeschaffung führen kann.

	 Die Interessen der Aktionäre werden bei diesem Bezugsrechts-
ausschluss dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen 
nicht wesentlich unter ihrem theoretischen Marktwert ausge-
geben werden dürfen, wodurch der rechnerische Wert des Be-
zugsrechts auf beinahe Null sinkt. Der Beschluss sieht daher 
vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Schuldverschreibungen 
zu der Ansicht gelangt sein muss, dass der vorgesehene Aus-
gabebetrag zu keiner nennenswerten Verwässerung des Wer-
tes der Aktien führt. Soweit es der Vorstand in der jeweiligen 
Situation für angemessen hält, sachkundigen Rat einzuholen, 
kann er sich der Unterstützung durch Experten, z. B. durch die 
die Emission begleitenden Konsortialbanken, eine unabhängi-
ge Investmentbank oder einen Sachverständigen, bedienen, die 
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zung des Genehmigten Kapitals insgesamt 10 % des Grundkapitals 
überschreiten. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der Gesellschaft 
anzurechnen, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapi-
tals 2010 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder 
analog § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wer-
den. Ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die aufgrund 
von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen auszugeben 
sind, wenn diese Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2010 unter verein-
fachtem Bezugsrechtsausschluss ausgegeben werden. Der Klöckner 
& Co-Konzern hat im Dezember 2010 – auf der Grundlage der Er-
mächtigung zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 26. Mai 2010 – eine Wandelschuldverschreibung 
unter vereinfachtem Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben. Auf-
grund dieser Wandelschuldverschreibung sind bei Wandlung Akti-
en der Gesellschaft auszugeben, deren anteiliger Betrag am Grund-
kapital bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung über die Ermächtigung zur Ausgabe der Wan-
delschuldverschreibung sowie des zum Zeitpunkt der Entscheidung 
des Vorstands über die Ausgabe der Wandelschuldverschreibung 
vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft erreicht. Da diese Ak-
tien auf die 10 %-Grenze des vereinfachten Bezugsrechtsausschlus-
ses im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2010 angerechnet wer-
den, ist ein vereinfachter Bezugsrechtsausschluss bei Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2010 derzeit nicht mehr möglich.

Schließlich wurde der Vorstand im Rahmen des Genehmigten Ka-
pitals 2010 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die Kapitalerhö-
hung gegen Sacheinlagen erfolgen soll. Dabei ist eine Begrenzung 
des Bezugsrechtsausschlusses auf Aktien mit anteiligem Betrag am 
Grundkapital der Gesellschaft von maximal 20 % zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Schaffung 
des Genehmigten Kapitals 2010 bzw. – sofern dieser Wert gerin-
ger ist – im Zeitpunkt der Beschlussfassung des Vorstands über die 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2010 vorgesehen. Auf diese 
20 %-Grenze sollten nach der Ermächtigung zunächst andere Ak-
tien der Gesellschaft angerechnet werden, die während der Lauf-
zeit des Genehmigten Kapitals 2010 gegen Sacheinlage unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, ferner Aktien, die 
aufgrund von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
auszugeben sind, wenn diese Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2010 
gegen Sachleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts von der Ge-
sellschaft oder Konzernunternehmen begeben werden. In seiner 
ergänzenden Erklärung zu den Tagesordnungspunkten 7, 8 und 10 

Bericht an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 9
Der Vorstand erstattet gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2, § 186 Abs. 3 
Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG den nachfolgenden Bericht zu Punkt 9 
der Tagesordnung über die Gründe für die Ermächtigung des Vor-
stands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Aktien unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre ausgeben zu dürfen. 

Dieser Bericht ist ebenfalls ab der Einberufung der Hauptversamm-
lung unter der Internet-Adresse www.kloeckner.de/HV2011 zu-
gänglich. Er liegt darüber hinaus in den Geschäftsräumen der Ge-
sellschaft, Am Silberpalais 1, 47057 Duisburg, sowie während der 
Dauer der Hauptversammlung im Versammlungssaal zur Einsicht-
nahme aus. Der Bericht hat folgenden Inhalt: 

Dem Vorstand sollen mit Zustimmung des Aufsichtsrats flexib-
le Möglichkeiten an die Hand gegeben werden, um im Interesse 
der Gesellschaft Finanzierungsmöglichkeiten zur Nutzung von Ge-
schäftschancen und zur Stärkung der Eigenkapitalbasis nutzen zu 
können. Zu diesem Zweck hat die Hauptversammlung der Gesell-
schaft vom 26. Mai 2010 den Vorstand ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Grundkapital einmalig oder mehr-
mals um insgesamt bis zu EUR 83.125.000,00 gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen zu erhöhen (sog. Genehmigtes Kapital 2010). 

Das Genehmigte Kapital 2010 sieht vor, dass den Aktionären bei 
der Ausnutzung grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen ist. Der 
Vorstand wurde jedoch dazu ermächtigt, das Bezugsrecht in be-
stimmten, in § 4 Absatz 5a (neu Absatz 7) der Satzung einzeln be-
nannten Fällen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 
namentlich zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, zur Gewährung 
von Aktien an die Inhaber von Optionsrechten oder -pflichten oder 
die Gläubiger von Wandlungsrechten oder -pflichten, die von der 
Gesellschaft oder Konzernunternehmen begeben wurden oder wer-
den und zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen. 

Ferner wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die 
in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG festgeschriebenen Voraussetzungen 
für einen sogenannten vereinfachten Bezugsrechtsausschluss vor-
liegen. Der Vorstand darf danach mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre bei einer Kapitalerhöhung ge-
gen Bareinlagen ausschließen, wenn der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Diese Mög-
lichkeit des Bezugsrechtsausschlusses besteht aber nur, wenn die 
ausgegebenen Aktien weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
über das Genehmigte Kapital 2010 noch im Zeitpunkt der Ausnut-
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Daher soll der Vorstand erneut ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien, 
die unter Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2010 ausgegeben 
werden, in folgenden Fällen auszuschließen: 

–	 Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei einer 
Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen zum Ausschluss des Be-
zugsrechts ermächtigt werden, wenn der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. 
Hierdurch wird es der Verwaltung ermöglicht, die neuen Aktien 
zeitnah und zu einem börsenkursnahen Preis, also ohne den bei 
Bezugsrechtsemissionen im Regelfall erforderlichen Abschlag, 
zu platzieren. Hierdurch kann ein höherer Emissionserlös erzielt 
werden, was den Interessen der Gesellschaft dient.

 
Dem Bedürfnis der Aktionäre nach Schutz vor Verwässerung 
ihres Anteilsbesitzes wird durch eine größenmäßige Beschrän-
kung der Kapitalerhöhung sowie dem börsenkursnahen Aus-
gabepreis der Aktien Rechnung getragen. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung räumt dem Vorstand nur die Möglichkeit eines 
Bezugsrechtsausschlusses ein, wenn die gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien weder im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über diese Ermächtigung noch im Zeitpunkt der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung insgesamt 10 % des Grundka-
pitals überschreiten. Auf diese Begrenzung ist, mit Ausnahme 
von Aktien, die zur Bedienung der Wandelschuldverschreibun-
gen dienen, die auf der Grundlage des Beschlusses der Haupt-
versammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 zu Tagesord-
nungspunkt 9 und des Beschlusses der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 26. Mai 2009 zu Tagesordnungspunkt 7 so-
wie des Beschlusses der Hauptversammlung der Gesellschaft 
vom 26. Mai 2010 zu Tagesordnungspunkt 7 ausgegeben wur-
den, der anteilige Betrag am Grundkapital anzurechnen, der auf 
Aktien der Gesellschaft entfällt, die (i) während der Laufzeit 
des Genehmigten Kapitals 2010 bis zu seiner Ausnutzung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden und (ii) 
auf die Bezugsrechte von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen entfallen, die aufgrund anderer Ermächtigungen 
als der vorstehend genannten während der Laufzeit des Geneh-
migten Kapitals 2010 bis zum Zeitpunkt seiner Ausnutzung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Dadurch wird si-
chergestellt, dass die gesetzlich zulässige Höchstgrenze von 
10 % des Grundkapitals für einen solchen erleichterten Bezugs-
rechtsausschluss (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG) nicht überschrit-

vom 4. Mai 2010 (zugänglich auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.kloeckner.de/HV2011) hat sich der Vorstand der Ge-
sellschaft jedoch verpflichtet, von der Ermächtigung zum Aus-
schluss des Bezugsrechts bei Ausnutzung des Genehmigten Kapi-
tals 2010 keinen Gebrauch zu machen, soweit dies zur Ausgabe von 
Aktien der Gesellschaft oder zur Gewährung von Wandlungs- oder 
Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft führen würde, deren 
anteiliger Betrag am Grundkapital insgesamt 20 % des zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung am 26. Mai 
2010 oder, wenn dieser Betrag niedriger ist, zum Zeitpunkt der Aus-
nutzung der jeweiligen Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 
übersteigt; auf diese 20 %-Grenze werden Aktien angerechnet, die 
aufgrund von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
auszugeben sind, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapi-
tals 2010 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden.

Um die Flexibilität des Genehmigten Kapitals 2010 zur Ausga-
be von Aktien unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss wie-
der herzustellen, erscheint es zweckmäßig, die im Genehmigten 
Kapital 2010 enthaltene, nun aber nicht mehr nutzbare Ermächti-
gung zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss aufzuheben und 
eine neue Ermächtigung zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss 
zu schaffen. Diese neue Ermächtigung soll der derzeit bestehen-
den weitgehend entsprechen, jedoch die Anrechnung der Aktien 
der Gesellschaft auf die 10 %-Grenze ausschließen, die aufgrund 
der im Dezember 2010 vom Klöckner & Co-Konzern ausgegebenen 
Wandelschuldverschreibung auszugeben sind. Bei dieser Gelegen-
heit soll ferner, orientiert an der Selbstverpflichtung des Vorstands 
in seiner ergänzenden Erklärung zu den Tagesordnungspunkten 7, 8 
und 10 vom 4. Mai 2010 (zugänglich auf der Internetseite der Ge-
sellschaft unter www.kloeckner.de/HV2011), eine umfassende-
re Begrenzung der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses bei 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2010 im Wortlaut des Ge-
nehmigten Kapitals 2010 selbst vorgesehen werden: Danach soll 
die Summe der Aktien der Gesellschaft, die nach dem Genehmig-
ten Kapital 2010 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
werden, unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, 
die nach dem Tag der Hauptversammlung, die über die Neuschaf-
fung der vorstehend genannten Ermächtigungen zum Ausschluss 
des Bezugsrechts beschließt, von der Gesellschaft unter Ausschluss 
des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben werden bzw. auf-
grund von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen aus-
zugeben sind, einen anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 
33.250.000,00 (entsprechend 20 % des derzeitigen Grundkapitals) 
nicht übersteigen.
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Bezugsrechts ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen auszugeben sind, einen anteiligen Betrag des Grund-
kapitals von EUR 33.250.000,00 (entsprechend 20 % des derzeiti-
gen Grundkapitals) nicht übersteigen.

Im Übrigen sollen das Genehmigte Kapital 2010 sowie die Ermäch-
tigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts, die im Rahmen des Ge-
nehmigten Kapitals 2010 von der Hauptversammlung der Gesell-
schaft erteilt wurden – also die Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts für Spitzenbeträge sowie zur Ausgabe von Aktien an 
die Inhaber bzw. Gläubiger von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen – bestehen bleiben.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts Gebrauch machen wird und dies nur dann tun, wenn 
eine Ausnutzung nach seiner Einschätzung und der des Aufsichts-
rats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. 
Er wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Geneh-
migten Kapitals 2010 unter Ausschluss des Bezugsrechts berichten. 
Für alle hier vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses 
ist die Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich. 

Teilnahmevoraussetzungen und sonstige Angaben gemäß 
§ 121 Abs. 3 Satz 3 AktG

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der 
Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf des 13. Mai 2011 (24.00 Uhr 
MESZ) unter der nachstehenden Adresse

	 Klöckner & Co SE
	 Aktionärsservice
	 Postfach 14 60
	 61365 Friedrichsdorf
	 Telefax: +49 (0) 69 2222 34289 (0,12 Euro/Min.)

schriftlich, per Telefax oder elektronisch unter Nutzung des 
zugangsgeschützten Online-Service unter der Internet-Adresse 
https://netvote.kloeckner.de/ zur Hauptversammlung anmel-
den und zum Zeitpunkt der Hauptversammlung im Aktienregister 
der Gesellschaft eingetragen sind. Dies gilt auch für Aktionäre, die 
ihre Stimme per Briefwahl abgeben. Formulare, die Aktionäre für 

ten wird. In diesem Rahmen ist es den Aktionären aufgrund des 
börsennahen Ausgabepreises sowie der größenmäßigen Be-
schränkung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätz-
lich möglich und zumutbar, ihre Beteiligungsquoten ggf. durch 
den Zukauf von Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen 
über die Börse aufrechtzuerhalten. 

–	 Ferner wird vorgeschlagen, den Vorstand erneut zu ermächti-
gen, bei Erhöhung des Grundkapitals gegen Sacheinlagen das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Damit wird der 
Vorstand in die Lage versetzt, Aktien der Gesellschaft in ge-
eigneten Einzelfällen zum Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen 
Wirtschaftsgütern einzusetzen. So kann sich in Verhandlungen 
die Notwendigkeit ergeben, als Gegenleistung nicht Geld, son-
dern Aktien zu leisten. Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft 
als Gegenleistung anbieten zu können, schafft damit einen Vor-
teil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte so-
wie den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Unter-
nehmensbeteiligungen oder anderen Wirtschaftsgütern liquidi-
tätsschonend zu nutzen. Auch unter dem Gesichtspunkt einer 
optimalen Finanzierungsstruktur kann die Hingabe von Aktien 
sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwächst hierdurch kein Nach-
teil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt vo-
raus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 
Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird bei 
der Festlegung der Bewertungsrelation sicherstellen, dass die 
Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre angemessen 
gewahrt bleiben und ein angemessener Ausgabebetrag für die 
neuen Aktien erzielt wird. Der Ausschluss des Bezugsrechts für 
diesen Fall unterliegt allerdings einer Begrenzung auf maximal 
20 % des Grundkapitals der Gesellschaft im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung bzw. – sofern dieser Wert geringer ist – im Zeit-
punkt der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausnutzung 
dieser Ermächtigung.

Schließlich soll eine weitere Begrenzung eingeführt werden: Die 
Summe der Aktien, die bei Ausnutzung des Genehmigten Kapi-
tals 2010 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, 
darf unter Berücksichtigung sonstiger Aktien, die nach dem 20. 
Mai 2011 – also nach dem Tag der Hauptversammlung, die über 
die Neuschaffung der vorstehend genannten Ermächtigungen zum 
Ausschluss des Bezugsrechts beschließt – von der Gesellschaft un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben wer-
den bzw. aufgrund von nach dem 20. Mai 2011 unter Ausschluss des 
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wir darum, mit der zu bevollmächtigenden Person bzw. Institution 
die erforderliche Form der Vollmacht rechtzeitig abzustimmen, da 
diese möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlan-
gen. Eines gesonderten Nachweises der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft bedarf es insofern nicht. 

Sofern weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung 
oder diesen gemäß §§ 135 Abs. 8, 135 Abs. 10 i.V.m. 125 Abs. 5 
AktG gleichgestellte Personen bzw. Institutionen bevollmächtigt 
werden, bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf sowie 
der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 
der Textform. Die Vollmacht und ihr Widerruf können entweder 
gegenüber der Gesellschaft unter der Adresse

	 Klöckner & Co SE
	 Aktionärsservice
	 Postfach 14 60
	 61365 Friedrichsdorf
	 Telefax: +49 (0) 69 2222 34289 (0,12 Euro/Min.)
	 E-Mail: kloeckner.hv@rsgmbh.com

oder gegenüber dem Bevollmächtigten erklärt werden. Wird die 
Vollmacht gegenüber dem Bevollmächtigten erteilt, so bedarf es 
eines Nachweises der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-
schaft. Dieser kann der Gesellschaft an die vorstehend genann-
te Adresse übermittelt werden. Zudem kann der Nachweis auch 
am Tag der Hauptversammlung an der Ein- und Ausgangskontrol-
le erbracht werden. Auch über unseren Hauptversammlungs-On-
line-Service (https://netvote.kloeckner.de/) können Sie die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter oder Dritte zur Aus-
übung Ihres Stimmrechts bevollmächtigen und für diese Eintritts-
karten zur Hauptversammlung bestellen.

Soweit die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
bevollmächtigt werden sollen, müssen diesen in jedem Fall Weisun-
gen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Ohne eine 
solche Weisung ist die Vollmacht ungültig. Die Stimmrechtsvertre-
ter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Bitte beach-
ten Sie, dass die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft keine Voll-
machten und Aufträge zur Ausübung des Rede- und Fragerechts, 
zur Stellung von Anträgen und zur Einlegung von Widersprüchen 
gegen Hauptversammlungsbeschlüsse entgegennehmen und sich 
bei Abstimmungen, für die keine Weisung erteilt wurde, stets der 
Stimme enthalten werden.

die Anmeldung nutzen können, sind den Einladungsunterlagen bei-
gefügt.

Die Einladungsunterlagen werden allen im Aktienregister ein- 
getragenen Aktionären per Post übersandt. Auf der Rückseite der 
per Post übersandten Einladung sind die persönlichen Zugangsda-
ten – Aktionärsnummer und individuelle Zugangsnummer – 
zur Nutzung unseres Online-Service für die Aktionäre vermerkt.
Auch zur diesjährigen Hauptversammlung können Sie 
sich über unseren Hauptversammlungs-Online-Service 
(https://netvote.kloeckner.de/) für die Hauptversammlung an-
melden und Eintrittskarten zur Hauptversammlung bestellen oder 
die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bzw. 
Dritte zur Ausübung Ihres Stimmrechts bevollmächtigen oder Ihre 
Stimme per Briefwahl abgeben. Die Anmeldung über den Haupt-
versammlungs-Online-Service ist ebenfalls nur bis zum 13. Mai 
2011 (24.00 Uhr MESZ) möglich.

Während der Vorbereitung zur Hauptversammlung können aus ar-
beitstechnischen Gründen keine Umschreibungen im Aktienregis-
ter vorgenommen werden, d. h. Erwerber von Aktien, deren Um-
schreibungsanträge nach dem 13. Mai 2011 eingehen, können daher 
Teilnahmerechte und Stimmrechte aus diesen Aktien faktisch nicht 
ausüben. In solchen Fällen bleiben Teilnahme- und Stimmrecht bis 
zur Umschreibung noch bei dem im Aktienregister eingetragenen 
Aktionär. Sämtliche Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch 
nicht im Aktienregister eingetragen sind, werden daher gebeten, 
Umschreibungsanträge so zeitnah wie möglich zu stellen.

Verfahren für die Stimmrechtsausübung durch 
einen Bevollmächtigten
Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilneh-
men möchten, können ihr Stimmrecht durch Bevollmächtigte, 
z. B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, ausüben 
lassen. Auch in diesem Fall ist eine rechtzeitige Anmeldung erfor-
derlich. Ein Vollmachtsformular erhalten Aktionäre zusammen mit 
der Eintrittskarte zur Hauptversammlung. Das Vollmachtsformular 
wird Aktionären ferner jederzeit auf Verlangen in Textform über-
mittelt. Es ist schließlich unter www.kloeckner.de/HV2011 im In-
ternet abrufbar. Bitte beachten Sie, dass die Gesellschaft im Falle 
einer Bevollmächtigung mehrerer Personen bzw. Institutionen be-
rechtigt ist, eine oder mehrere von diesen zurückzuweisen.
Sollen ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine die-
sen gemäß §§ 135 Abs. 8, 135 Abs. 10 i.V.m. 125 Abs. 5 AktG gleich-
gestellte Person bzw. Institution bevollmächtigt werden, so bitten 
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sammlungs-Online-Service vorgenommen haben, können Sie diese 
Stimmrechtsausübung – wenn gewünscht – noch bis zum 20. Mai 
2011 (8.00 Uhr MESZ) ändern oder widerrufen.

Anträge und Wahlvorschläge
Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126, 127 
AktG zu einem oder mehreren Tagesordnungspunkten sind bis spä-
testens 5. Mai 2011 (24.00 Uhr MESZ) ausschließlich zu richten an:

	 Klöckner & Co SE
	 Zentralbereich Human Resources / Legal & Compliance
	 Am Silberpalais 1
	 47057 Duisburg
	 Telefax: +49 (0) 203 57900 2284
	 E-Mail: HV2011@kloeckner.de

Alle nach Maßgabe der §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machenden 
Anträge von Aktionären werden gemäß der gesetzlichen Bestim-
mungen sowie mit etwaigen Stellungnahmen der Verwaltung im 
Internet unter www.kloeckner.de/HV2011 veröffentlicht. 

Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer 
Minderheit gemäß Art. 56 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG und 
§ 122 Abs. 2 AktG
Gemäß Art. 56 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG i.V.m. § 122 Abs. 2 
AktG können Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens ei-
nen anteiligen Betrag am Grundkapital der Gesellschaft von 
EUR 500.000,00 erreichen (dies entspricht 200.000 Stückaktien 
der Gesellschaft), verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesord-
nung gesetzt und bekanntgemacht werden.

Ein solches Tagesordnungsergänzungsverlangen muss der Gesell-
schaft schriftlich unter Beifügung der gesetzlich erforderlichen 
Nachweise und Unterlagen mindestens 30 Tage vor der Haupt- 
versammlung, d. h. bis spätestens 19. April 2011, unter folgender 
Adresse zugehen:

	 Klöckner & Co SE
	 Zentralbereich Human Resources / Legal & Compliance
	 Am Silberpalais 1
	 47057 Duisburg

Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG
Gemäß § 131 Abs. 1 AktG kann jeder Aktionär und jeder Aktionärs-
vertreter in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen und geschäft-

Vollmachten zugunsten der von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter können bis zum 13. Mai 2011 
(24.00 Uhr MESZ) unter der nachstehenden Adresse schriftlich, per 
Telefax oder per E-Mail oder über unseren Hauptversammlungs-
Online-Service (https://netvote.kloeckner.de/) erteilt werden:

	 Klöckner & Co SE
	 Aktionärsservice
	 Postfach 14 60
	 61365 Friedrichsdorf
	 Telefax: +49 (0) 69 2222 34289 (0,12 Euro/Min.)
	 E-Mail: kloeckner.hv@rsgmbh.com

Sofern Sie über unseren Hauptversammlungs-Online-Service eine 
Vollmacht zugunsten der von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter erteilt haben, können Sie Ihre Weisungen – wenn 
gewünscht – noch bis zum 20. Mai 2011 (8.00 Uhr MESZ) ändern. 
Nähere Einzelheiten zur Vollmachts- und Weisungserteilung erhal-
ten unsere Aktionäre zusammen mit dem Anmeldeformular zuge-
sandt. Diese Informationen sind außerdem im Internet unter 
www.kloeckner.de/HV2011 abrufbar. 

Verfahren für die Stimmrechtsausübung 
im Wege der Briefwahl
Erstmals bieten wir Ihnen in diesem Jahr die Möglichkeit, Ihre 
Stimme bereits im Vorfeld der Hauptversammlung per Briefwahl 
abzugeben. Ein entsprechendes Formular erhalten Aktionäre 
zusammen mit den Einladungsunterlagen zugesandt. Das 
Formular für die Briefwahl wird Aktionären ferner jederzeit 
auf Verlangen in Textform übermittelt. Es ist schließlich unter 
www.kloeckner.de/HV2011 im Internet abrufbar. Auch im Fall 
der Briefwahl ist eine rechtzeitige Anmeldung zur Hauptversamm-
lung erforderlich, sodass die per Briefwahl abgegebenen Stimmen 
spätestens bis zum Ablauf des 13. Mai 2011 (24.00 Uhr MESZ) 
unter der Adresse

	 Klöckner & Co SE
	 Aktionärsservice
	 Postfach 14 60
	 61365 Friedrichsdorf
	 Telefax: +49 (0) 69 2222 34289 (0,12 Euro/Min.)
	 E-Mail: kloeckner.hv@rsgmbh.com

bei der Gesellschaft eingehen oder über unseren Hauptversamm-
lungs-Online-Service (https://netvote.kloeckner.de/) abgegeben 
werden müssen. Sofern Sie die Briefwahl über unseren Hauptver-
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lichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Un-
ternehmen sowie über die Lage des Konzerns und der in den Kon-
zernabschluss einbezogenen Unternehmen verlangen, soweit die 
Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines oder mehrerer Tages-
ordnungspunkte erforderlich ist. Wir weisen darauf hin, dass der 
Vorstand unter den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Voraussetzun-
gen die Auskunft verweigern darf.

Angabe der Internetseite, über die hauptversammlungsrele-
vante Informationen zugänglich sind
Diese Einberufung sowie alle sonstigen Informationen zur Haupt-
versammlung einschließlich einer weitergehenden Erläuterung zu 
den vorstehend beschriebenen Rechten der Aktionäre sowie der 
nach § 124a AktG zugänglich zu machenden Informationen sind 
über die Internetseite www.kloeckner.de/HV2011 zugänglich.

Übertragung der Hauptversammlung 
Am Tage der Hauptversammlung ab 10.30 Uhr können die Eröff-
nung der Hauptversammlung durch den Versammlungsleiter, die 
Rede des Vorstandsvorsitzenden sowie der Bericht des Aufsichts-
rats live im Internet unter www.kloeckner.de/HV2011 verfolgt 
werden. Nach Abschluss der Hauptversammlung werden diese Bei-
träge dort als Aufzeichnung zur Verfügung stehen.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
Im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung ist das 
Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 166.250.000,00 in 
66.500.000 auf den Namen lautende Stückaktien eingeteilt, die je-
weils voll stimmberechtigt sind.

Duisburg, im April 2011

Klöckner & Co SE
Der Vorstand
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